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Entschließungsantrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN 

zur Großen Anfrage der Abgeordneten Frau Eid, Frau Borgmann, Volmer und 
der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksachen 10/3568, 10/5312 — 

Namibia-Politik der Bundesregierung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregierung auf, durch 
Verhandlungen mit den anderen EG-Staaten sicherzustellen, daß 
die von der EG beschlossenen Maßnahmen gegen Südafrika im 
vollen Umfang auch gegenüber Namibia gelten. 

Bonn, den 5. November 1986 

Borgmann, Hönes und Fraktion 

Begründung 

Namibia wird weiterhin völkerrechtswidrig von Südafrika militä-
risch besetzt. Damit ist Namibia faktisch Teil des südafrikanischen 
Wirtschaftsraums. Wirtschaft liche Maßnahmen gegen Südafrika 
müssen deshalb Namibia miteinbeziehen. 

Der US-Kongreß hat seine Sanktionsbeschlüsse gleichermaßen 
gegenüber Südafrika und Namibia ausgesprochen. Die namibi-
sche Befreiungsorganisation SWAPO hat die Einbeziehung Nami-
bias in die EG-Sanktionsbeschlüsse ausdrücklich gefordert. 




